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Mietvertrag über Geschäftsraum
Zwischen

     
     
–  im Folgenden “Vermieter/in” genannt  –

und

     
     

  
     
  

  
-  im Folgenden “Mieter/in” genannt  -

wird folgender Mietvertrag  geschlossen:

§ 1 Mietgegenstand

Der/Die Vermieter/in vermietet an den/die Mieter/in auf dem Grundstück         ,

        (Adresse) folgende Räume:

     
     
     
Zur Nutzung als      .
Die Fläche beträgt gem. Aufstellung (s. Anlage)      qm.

Sonstige Flächen (Stellplätze):       
     
Der/Die Mieter/in erhält für die Dauer der Mietzeit folgende Schlüssel:

     
     
     
Der/Die Mieter/in darf zusätzliche Schlüssel nur mit Einwilligung des/der Vermieters/Vermieterin anfertigen lassen. Diese sind bei Rückgabe der Mietsache ebenfalls an den/die Vermieter/in herauszugeben. 

§ 2 Mietzeit

 FORMCHECKBOX 

Das Mietverhältnis beginnt am           und endet am       .

 FORMCHECKBOX 

Das Mietverhältnis beginnt am           und läuft auf unbestimmte Zeit.

Wird die Mietsache zur vereinbarten Zeit nicht zur Verfügung gestellt, so kann der/die Mieter/in Schadensersatz nur fordern, wenn dem/der Vermieter/in wegen der nicht rechtzeitigen Bezugsfertigkeit oder Räumung der Mietsache durch den/die Vormieter/in Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. Das Recht des/der Mieters/Mieterin zur Mietminderung und zur fristlosen Kündigung wegen nicht rechtzeitiger Gebrauchsgewährung bleibt unberührt.

 FORMCHECKBOX 

Das Kündigungsrecht richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

 FORMCHECKBOX 

Das Kündigungsfrist des/der Mieters/Mieterin und des/der Vermieters/Vermieterin beträgt         Monate.
Die Kündigung hat in jedem Fall schriftlich zu erfolgen und muss spätestens am 3. Werktag des ersten Monats der Kündigungsfrist dem Vertragspartner zugegangen sein. 

§ 3 Miete

Die Nettokaltmiete  für die in § 1 beschriebene Mietfläche beträgt monatlich          EUR.

 FORMCHECKBOX 



Vertragsparteien vereinbaren eine Staffelmiete wie folgt. 



Die vereinbarte Nettokaltmiete erhöht sich

ab      
auf
      EUR

ab      
auf
      EUR

ab      
auf
      EUR

ab      
auf
      EUR

 FORMCHECKBOX 

Indexbasierte Wertsicherungsklausel 

(für Verträge mit einer festen Laufzeit von mindestens 10 Jahren)

Ändert sich der vom Statistischen Bundesamt für die Bundesrepublik Deutschland amtlich festgestellte und veröffentlichte Verbraucherpreisindex für Deutschland um mindestens 5 oder mehr Punkte gegenüber dem Stand zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses, so ändert sich der Mietzins im gleichen Verhältnis. Diese Änderung wird ab dem Monat wirksam, ab dem die 5 Punkte erreicht worden sind.

In jedem Fall einer erneuten Änderung des Index um 5 und mehr Punkte gegenüber dem Stand, auf dem die vorangegangene Anpassung beruhte, ist eine erneute Anpassung auf der Grundlage des jeweils letzten Mietzinses vorzunehmen. Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Diese Regelung ist wiederholt anwendbar, wenn die Voraussetzungen, ausgehend von dem Zeitpunkt, der jeweils unmittelbar vorausgegangenen Mietänderung, entsprechend vorliegen. 
Voraussetzung für die Anpassung des Mietzinses ist die Anzeige gegenüber der anderen Partei, dass eine entsprechende Mietanpassung gefordert wird.

Die Anpassung wird dann mit dem nächstfolgenden Monatsersten wirksam.

Soweit der genannte Index künftig nicht mehr zur Verfügung stehen sollte und auch durch Umrechnung nicht mehr mit zumutbarem Aufwand ermittelt werden kann, tritt der jeweilige neue Index für das gesamte Bundesgebiet oder ersatzweise ein anderer, ihm möglichst nahekommender Index oder ein anderer vergleichbarer Anpassungsmaßstab an dessen Stelle.

 FORMCHECKBOX 
 

Leistungsvorbehalt

(für Verträge mit einer unbestimmten Laufzeit oder einer Laufzeit von unter 10 Jahren)
Ändert sich der vom Statistischen Bundesamt für die Bundesrepublik Deutschland amtlich festgestellte und veröffentlichte Verbraucherpreisindex für Deutschland um mindestens 5 oder mehr Punkte gegenüber dem Stand zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses, so kann jede Partei eine Anpassung des Mietzinses verlangen. Maßstab dafür soll die Veränderung des Indexes sein, soweit dies der Billigkeit entspricht. Die Änderung des Mietzinses wird ab dem auf das Änderungsverlangen folgenden Monat wirksam. Bei jeder weiteren Indexänderung gegenüber der jeweils letzten Änderung des Mietzinses ist diese Regelung entsprechend anwendbar. 

Kommt eine Einigung zwischen den Parteien nicht zustande, dann setzt ein von der zuständigen Industrie- und Handelskammer zu bestimmender Sachverständiger die neue Miete auf Antrag einer Seite nach Billigkeitsgrundsätzen mit verbindlicher Wirkung fest. Die Kosten des Sachverständigen tragen die Parteien je zur Hälfte.

Diese Regelung ist wiederholt anwendbar, wenn die Voraussetzungen, ausgehend von dem Zeitpunkt, der jeweils unmittelbar vorausgegangenen Mietanpassung, entsprechend vorliegen. 

Soweit der genannte Index künftig nicht mehr zur Verfügung stehen sollte und auch durch Umrechnung nicht mehr mit zumutbarem Aufwand ermittelt werden kann, tritt der jeweilige neue Index für das gesamte Bundesgebiet oder ersatzweise ein anderer, ihm möglichst nahekommender Index oder ein anderer vergleichbarer Anpassungsmaßstab an dessen Stelle.

Wertverbessernde Maßnahmen

Entstehen dem/der Vermieter/in Aufwendungen für Modernisierungsmaßnahmen im Sinne von § 559 Bürgerliches Gesetzbuch und andere zweckmäßige oder nicht von ihm/ihr zu vertretende Maßnahmen einschließlich Erschließungs- und Ausbaumaßnahmen an Verkehrsflächen des Grundstücks, Versorgungs- und Entsorgungsleitungen einschließlich der Hausanschlüsse solcher Einrichtungen oder für Anschlüsse an das Breitbandkabelnetz der Telekom, so kann der Vermieter eine Erhöhung der jährlichen Miete um 11 % der auf die Mietsache entfallenden Kosten verlangen. 

Der/Die Mieter/in ist zur Zahlung der erhöhten Miete ab dem Beginn des Monats verpflichtet, der dem Zugang der schriftlichen Mieterhöhungserklärung des Vermieters folgt, frühestens aber ab dem Beginn des Monats, der auf die Fertigstellung der Maßnahme folgt.

§ 4 Betriebs- und Verwaltungskosten

In der Nettokaltmiete nach § 3 des Vertrages sind die Betriebs- und Verwaltungskosten nicht enthalten. Der/Die Mieter/in hat neben der Nettokaltmiete die nachstehenden Betriebskosten (erläutert durch Anlage 1 dieses Mietvertrages) gemäß Verteilungsschlüssel zu entrichten:

Verteilerschlüssel (z. B. nach qm-Nutzfläche, Messgeräten)

Grundsteuer
     
Straßenreinigung
     
Müllabfuhr

     
Wasser

     
Kanal (Entwässerung, Niederschlagswasser)
     
Hauslicht, Allgemeinstrom (soweit nicht bei Heizung)
     
Schornsteinfeger
     
Schneebeseitigung und Streuen bei Glatteis

     
Antennennutzungs-, Verkabelungs- bzw. Breitbandgebühr

     
Sach- und Haftpflichtversicherungen
     
Hauswart
     
Gartenpflege
     
Hausreinigung

     
Betrieb des Personen- und Lastenaufzuges
     
Reinigung und Wartung von Warmwassergeräten, Etagen-

heizungen, Einzelöfen, Feuerlöschern, Tank- und Blitzschutz-

anlagen sowie Dachrinnen
     
Betrieb der maschinellen Wascheinrichtung

     
Bürgersteigreinigung 
     
Heiz- und Warmwasserkosten
     
Sonstige Betriebskosten:

Wartung und Betriebskosten der Klima- und Lüftungsanlagen
     
Wartung und Betriebskosten von Fettabscheideanlagen
     
Wartung und Betriebskosten der Alarmanlage, Fernsehüberwachung,

Gegensprech- und Türöffnungsanlagen

     
Betriebskosten und Wartung von Brandlösch-/meldeeinrichtungen

     
Kosten der Bewachung z. B. Wach- und Schließgesellschaft

     
Kosten des Pförtners

     

Wartung von Abgasentsorgungsgeräten von Garagen

     
Wartung von Garagen-/Tiefgaragentoren



     
_____________________________________

     
_____________________________________

     
______________________________________
     


Weitere auf den/die Mieter/in umzulegende Kosten:

Verwaltungskosten

     
- die Kosten der zur Verwaltung des Gebäudes oder der Wirt-

schaftseinheit erforderlichen Arbeitskräfte und Einrichtungen, die

Kosten der Aufsicht sowie der Wert der vom Vermieter persönlich ge-

leisteten Verwaltungsarbeit -

Der/Die Mieter/in hat auf die Betriebs- und ggf. Verwaltungskosten Vorauszahlungen in Höhe von           EUR monatlich zu leisten. Über die Betriebs- und Verwaltungskosten wird jährlich abgerechnet. Nach erfolgter Abrechnung einer Abrechnungsperiode ist der/die Vermieter/in berechtigt, die Höhe der Vorauszahlungen für die Zukunft entsprechend anzupassen, wenn sich die Betriebs- und/oder Verwaltungskosten erhöhen. 

Im Fall des Auszugs des/der Mieters/Mieterin während der Abrechnungsperiode ist der/die Vermieter/in berechtigt, die Kostenverteilung bei der nächstfälligen Abrechnung vorzunehmen. Soweit solche bestehen, richtet sich der Umlegungsmaßstab nach den gesetzlichen Bestimmungen; im Übrigen ist er von dem/der Vermieter/in nach billigem Ermessen zu bestimmen.

§ 5 Bezahlung der Miete und Betriebskosten

· Die Nettokaltmiete sowie die Betriebs- und Verwaltungskostenvorauszahlungen  in Höhe von insgesamt         EUR sind von dem/der Mieter/in monatlich im Voraus, und zwar spätestens am dritten Werktag des Monats, zu entrichten an (Kontoinhaber/in)             bei (Bank)
IBAN            , BIC                             unter Angabe der Haushaltsstelle      
· Der/Die Mieter/in erteilt dem/der Vermieter/in vor Beginn des Mietverhältnisses eine Einzugsermächtigung in Form eines SEPA-Lastschriftmandats für die jeweils fällig werdenden Forderungen aus dem Mietvertrag, sodass der/die Vermieter/in die Beträge zum Fälligkeitstermin einziehen kann. Der/Die Vermieter/in  teilt dem/der Mieter/in die Mandatsreferenznummer und die Gläubiger-Identifikationsnummer separat schriftlich mit.

(Hinweis: Gesondertes Formular muss ausgefüllt und dem Vertrag beigefügt werden)
§ 6 Mietsicherheit

 FORMCHECKBOX 

Der/Die Mieter/in leistet dem/der Vermieter/in zur Sicherung der Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Mietverhältnis eine Kaution in Höhe von           EUR (max. 3 Monatsmieten).

 FORMCHECKBOX 

Der/Die Mieter/in ist berechtigt, die Kautionssumme in drei Monatsraten zu bezahlen, die erste Rate ist zu Beginn des Mietverhältnisses fällig. Die zweite und dritte Rate ist jeweils in den darauffolgenden Monaten fällig, sie sind mit der Miete spätestens am dritten Werktag des Monats zu entrichten.

 FORMCHECKBOX 

Der/Die Vermieter/in hat den Kautionsbetrag getrennt von seinem Vermögen anzulegen. Der Kautionsbetrag ist zumindest mit dem für Spareinlagen mit dreimonatiger Kündigungsfrist üblichen Zinssatz zu verzinsen. Die Zinsen stehen dem/der Mieter/in zu und erhöhen die Sicherheit.

 FORMCHECKBOX 

Über die Kaution ist nach Beendigung des Mietverhältnisses abzurechnen. Wenn dem/der Vermieter/in kein fälliger Gegenanspruch aus dem Mietverhältnis zusteht, ist der Kautionsbetrag einschließlich Zinsen drei Monate nach Beendigung des Mietverhältnisses und Auszug des/der Mieters/Mieterin zurückzubezahlen.

 FORMCHECKBOX 

Der/Die Mieter/in verpflichtet sich, innerhalb von     Wochen ab Vertragsabschluss dem/der Vermieter/in zur Sicherung der Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Mietverhältnis eine unbefristete, unbedingte, selbstschuldnerische Bürgschaft eines deutschen Kreditinstituts in Höhe von           EUR vorzulegen.

 FORMCHECKBOX 

Entfällt

§ 7 Instandhaltung und Instandsetzung

Die Kosten der Instandhaltung und Instandsetzung trägt der/die Vermieter/in, sofern Schäden nicht von dem/der Mieter/in oder von Personen, die durch den Mieter Zugang zu dem Mietgegenstand gehabt haben, schuldhaft verursacht worden sind.

Die Kosten kleinerer Instandhaltungsarbeiten während der Mietzeit bis zum Betrag von           EUR im Einzelfall trägt der/die Mieter/in, wenn es sich um die Behebung von Schäden an Teilen der Mietsache handelt, die dem direkten und häufigen Zugriff des Mieters ausgesetzt sind. 

 FORMCHECKBOX 
 
Die Verpflichtung zur Kostentragung besteht nur bis zu einer jährlichen Gesamtsumme aller Einzelreparaturen in Höhe von 7 % der Jahresmiete.

 FORMCHECKBOX 

Die Verpflichtung zur Kostentragung besteht nur bis zu einer jährlichen Gesamtsumme aller Einzelreparaturen in Höhe von      .
§ 8 Mängel der Mietsache, Pflicht zur Mängelanzeige

Der/Die Mieter/in verpflichtet sich, die Mietsache und die zur gemeinschaftlichen Benutzung bestimmten Räume, Einrichtungen und Anlagen schonend und pfleglich zu behandeln. Der/Die Mieter/in hat für ordnungsgemäße Reinigung der Mietsache und für ausreichende Lüftung und Heizung der überlassenen Räume zu sorgen.

Zeigt sich ein nicht nur unwesentlicher Mangel der Mietsache oder wird eine Vorkehrung zum Schutz der Mietsache oder des Grundstücks gegen eine nicht vorhergesehene Gefahr erforderlich, so hat der/die Mieter/in dies dem/der Vermieter/in unverzüglich mitzuteilen. Das Gleiche gilt, wenn sich ein Dritter eines Rechts an der Sache berühmt.

Der/Die Mieter/in haftet für Schäden, die durch schuldhafte Verletzung der dem/der Mieter/in obliegenden Sorgfalts- und Anzeigepflicht entstehen, besonders wenn technische Anlagen und andere Einrichtungen unsachgemäß behandelt, die überlassenen Räume nur unzureichend gelüftet, beheizt oder gegen Frost geschützt werden. Der/Die Mieter/in haftet auch für das Verschulden von Personen, die durch ihn Zugang zu dem Mietgegenstand gehabt haben.

Wird der Mangel nach der Anzeige durch den/die Mieter/in nicht unverzüglich beseitigt, ist der/die Mieter/in zur Mietminderung berechtigt. Befindet sich der/die Vermieter/in mit der Mängelbeseitigung in Verzug, ist der/die Vermieter/in verpflichtet, dem/der Mieter/in den durch den Verzug entstandenen Schaden zu ersetzen.

Der/Die Mieter/in ist im Fall des Verzugs auch berechtigt, den Mangel selbst zu beseitigen und Ersatz der erforderlichen Aufwendungen zu verlangen. Der/Die Vermieter/in haftet auf Schadensersatz wegen Mängeln der Mietsache und Verzugs mit der Beseitigung eines Mangels nur, wenn dem/der Vermieter/in Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

§ 9 Bauliche Veränderungen

Veränderungen an und in der Mietsache durch den/die Mieter/in, insbesondere Um- und Einbauten, Installationen und dergl. dürfen nur mit Einwilligung des/der Vermieters/Vermieterin vorgenommen werden. Erteilt der Vermieter/die Vermieterin eine solche Einwilligung, so ist der Mieter/die Mieterin für die Einholung etwaiger bauaufsichtsrechtlicher Genehmigungen verantwortlich und hat alle Kosten hierfür zu tragen.

Auf Verlangen des Vermieters ist der Mieter verpflichtet, die Um- oder Einbauten ganz oder teilweise im Falle des Auszugs zu entfernen und den früheren Zustand wieder herzustellen, ohne dass es eines Vorbehaltes des Vermieters bei der Einwilligung bedarf.

Der Vermieter darf Ausbesserungen und bauliche Veränderungen, die zur Erhaltung oder zur besseren wirtschaftlichen Verwertung des Anwesens oder zum Ausbau des Gebäudes oder der Mietsache oder zur Abwendung drohender Gefahren oder zur Beseitigung von Schäden notwendig werden, auch ohne Zustimmung des Mieters vornehmen. Das gilt auch für Arbeiten und bauliche Maßnahmen, die zwar nicht notwendig, aber zweckmäßig sind, insbesondere der Modernisierung der Mietsache oder des Gebäudes dienen.

Der Mieter hat die in Betracht kommenden Räume zugänglich zu halten und darf die Ausführung der Arbeiten nicht hindern oder verzögern. Auf die Belange des Mieters ist Rücksicht zu nehmen.

§ 10 Nutzungszweck

Der/Die Mieter/in darf die Mietsache zu einem anderen als den in § 1 genannten Zweck nur mit Einwilligung des/der Vermieters/Vermieterin benutzen.
§ 11 Schönheitsreparaturen
(
Dem/ Der Mieter/in wird die Mietfläche  mit neu durchgeführten Schönheitsreparaturen übergeben. 

Hierfür ist eine monatliche Pauschale von monatlich 0,70 €/qm erhoben. 

Die Pauschale für die Mietfläche beträgt _______________ €.

Während der Mietdauer ist weiterhin der/die Vermieter/in für die Durchführung der erforderlich werdenden Schönheitsreparaturen zuständig.

(
Die  Mietfläche  wird dem/der Mieter/in ohne neu durchgeführte Schönheitsreparaturen übergeben. 

Während der Mietdauer übernimmt der/die Mieter/in die Durchführung der erforderlich werdenden Schönheitsreparaturen auf eigene Kosten.

Bei Mietende ist die Wohnung in besenreinem Zustand zurückgegeben. 

Zu den Schönheitsreparaturen gehören insbesondere

- das Tapezieren, Anstreichen oder Kalken der Wände und Decken,

- die sachgemäße Pflege der Fußböden

- das Streichen der Heizkörper einschließlich der Heizrohre

- das Anstreichen oder Lackieren der Innentüren sowie der Fenster und

-  Außentüren von innen oder soweit deren Materialgestaltung eine anderweitige sachgerechte Pflege erfor -dert, die Durchführung derselben.

Schönheitsreparaturen müssen fachgerecht ausgeführt werden.

Im Allgemeinen werden die Schönheitsreparaturen in folgenden Zeitabständen erforderlich sein

- in Küchen, Bädern und Duschen alle 5 Jahre

- in Büro-, Geschäftsräumen, Fluren und Toiletten alle 8 Jahre

- in anderen Nebenräumen alle 10 Jahre

§ 12 Überlassung der Mietsache an Dritte
Der/Die Mieter/in ist nicht berechtigt, ohne Erlaubnis des Vermieters den Gebrauch der Mietsache einem Dritten zu überlassen, insbesondere die Mietsache unter zu vermieten. 

Verweigert der/die Vermieter/in die Erlaubnis zur Überlassung der Mietsache oder eines Teils derselben an einen Dritten, kann der/die Mieter/in das Mietverhältnis unter Einhaltung der gesetzlichen Frist kündigen, sofern nicht in der Person des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt.

Entsteht für den/die Mieter/in nach Abschluss des Mietvertrages eine berechtigtes Interesse, einen Teil der Mietsache einem Dritten zum Gebrauch zu überlassen, so kann er vom Vermieter/von der Vermieterin die Erlaubnis hierzu verlangen, wenn nicht entweder in der Person des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt oder sonst dem/der Vermieter/in die Überlassung nicht zugemutet werden kann. Ist dem/der Vermieter/in die Überlassung nur bei einer angemessenen Erhöhung der Miete zuzumuten, so kann er die Erlaubnis davon abhängig machen, dass der/die Mieter/in sich mit einer solchen Erhöhung einverstanden erklärt.

Überlässt der/die Mieter/in den Gebrauch einem Dritten, so hat er ein dem Dritten beim Gebrauch zur Last fallendes Verschulden zu vertreten, auch wenn der/die Vermieter/in die Erlaubnis zur Überlassung erteilt hat.

§ 13 Beschilderung

Der Mieter/ Die Mieterin ist berechtigt, die für den Dienstbetrieb erforderlichen Schilder und Hinweise in den Mieträumen, am Gebäude oder an anderer geeigneter Stelle nach Rücksprache im Einvernehmen mit der/dem Vermieter/in auf eigene Kosten anzubringen.

§ 14 Antennen

Die Errichtung privater Antennen jeglicher Art auf dem Dach, an den gemeinschaftlichen Hausteilen oder an den Außenflächen bedarf der Erlaubnis des/der Vermieters/Vermieterin.

§ 15 Ausstattung der Büroräume

Die Büroräume werden/ sind mit 
( arbeitsplatzbezogener Telefonverkabelung, 
( mit EDV-Verkabelung, 
( mit arbeitsplatzgerechten Beleuchtungskörpern
( sowie mit               ausgestattet.

Soweit der Mieter/die Mieterin die genannten Ausstattungen zu installieren hat, erteilt der Vermieter seine Zustimmung für die entsprechenden Arbeiten.
Der Vermieter übernimmt folgende Um- und Ausbauten:
     
§ 16

( Verzicht auf Rückbauverpflichtung

Der Vermieter verzichtet unwiderruflich auf den Rückbau der vom Mieter in den Mieträumen eingebrachten EDV-  und Telefonverkabelung, ferner auf       
( Verzicht auf Rückbauverpflichtung wird nicht vereinbart.

§ 17 Verkehrssicherungspflicht

Dem/Der Mieter/in obliegt die Verkehrssicherungspflicht in den Mieträumen und den Zugängen auf dem Grundstück und der öffentlichen Strassen vor dem Grundstück; er ist insbesondere für die Erfüllung der Kehr-, Streu- und Reinigungspflicht verantwortlich.

§ 18 Haftung

Wegen eines Mangels des Mietgegenstandes ist der Mieter/ die Mieterin zur Minderung des Mietzinses und zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes nur berechtigt, wenn der Vermieter die Ursache des Mangels grob fahrlässig oder vorsätzlich herbeigeführt hat. Das gilt auch für die technischen Einrichtungen (Heizung, Wasser- und Energieversorgung usw.).

Eine Haftung des Vermieters/der Vermieterin  für Folgeschäden, wie z.B. Betriebsunterbrechung und entgangener Gewinn, ist außer in den Fällen der groben Fahrlässigkeit und des Vorsatzes ausgeschlossen.

Der Mieter/ die Mieterin ist verpflichtet, für die in seinen/ ihren  Risikobereich fallenden üblichen Versicherungen, insbesondere gegen Feuer, sowie Personen- und Sachschäden, selbst abzuschließen. Gebäude und Gebäudebestandteile, die der Vermieter/die Vermieterin  zur Verfügung stellt, sind durch den Vermieter/die Vermieterin  gegen Feuer, Leitungswasser und Sturmschäden versichert. Die hierfür anfallenden Versicherungsprämien hat der Mieter/ die Mieterin zu tragen.

Der Mieter/die Mieterin haftet dem Vermieter/der Vermieterin für Schäden, die nach der Übergabe durch ihn/sie, oder durch Personen, die mit dem Willen des Mieters/ der Mieterin mit dem Mietgegenstand in Berührung kommen, wie beispielsweise Mitarbeiter, Besucher, Untermieter, von ihm/ihr beauftragte Handwerker, Lieferanten o.ä., schuldhaft verursacht werden. Insbesondere haftet er für Schäden, die durch fahrlässigen Umgang mit Wasser-, Gas- oder elektrischen Leitungen, mit der Sanitär- und Heizungsanlage, durch Offenstehenlassen von Türen oder durch Versäumung einer vom Mieter/von der Mieterin übernommenen sonstigen Pflicht entstehen.

Dem Vermieter obliegt im Schadensfalle der Beweis dafür, dass ein schuldhaftes Verhalten vorgelegen hat.
§ 19 Betreten der Mietsache

Der/Die Vermieter/in oder Beauftragte des/der Vermieters/Vermieterin dürfen die Mietsache zur Prüfung ihres Zustands oder zum Ablesen von Messgeräten in angemessenen Abständen und nach rechtzeitiger Ankündigung während der üblichen Besuchszeiten betreten. Dasselbe gilt, wenn der dringende Verdacht besteht, dass der/die Mieter/in oder dessen Erfüllungsgehilfen von der Mietsache vertragswidrig Gebrauch machen oder wenn sie ihre Obhuts- und Sorgfaltspflichten grob vernachlässigen. Auf eine persönliche Verhinderung des/der Mieters/Mieterin ist Rücksicht zu nehmen.

Will der/die Vermieter/in die Liegenschaft verkaufen, oder ist der Mietvertrag gekündigt, so sind der/die Vermieter/in oder dessen/deren Beauftragte auch zusammen mit Kauf- oder Mietinteressenten berechtigt, die Mietsache nach rechtzeitiger Ankündigung während der üblichen Besuchszeiten zu besichtigen. Ebenso hat der/die Mieter/in das Betreten der Mietsache durch einen Sachverständigen zur Feststellung des Mietwerts nach §§ 558 ff. BGB zu dulden.

Bei längerer Abwesenheit hat der/die Mieter/in sicherzustellen, dass die Rechte des/der Vermieters/Vermieterin nach Abs. 1 und 2 ausgeübt werden können.

In Fällen dringender Gefahr kann der/die Vermieter/in die Mietsache auch ohne Vorankündigung sowie bei Abwesenheit des/der Mieters/Mieterin betreten.

§ 20 Rückgabe der Mietsache

Nach Beendigung des Mietverhältnisses hat der/die Mieter/in die Mietsache vollständig geräumt und besenrein zurückzugeben. Alle Schlüssel, auch die von dem/der Mieter/in selbst beschafften, sind dem/der Vermieter/in zu übergeben. Beschädigungen der Mietsache, die der/die Mieter/in oder seine Erfüllungsgehilfen schuldhaft verursacht haben, sind zu beseitigen.

Einrichtungen, mit denen der/die  Mieter/in die Mietsache versehen hat, darf der/die Mieterin wegnehmen. Der/Die Vermieterin kann die Ausübung dieses Wegnahmerechts durch Zahlung einer angemessenen Entschädigung abwenden, es sei denn, dass der/die Mieter/in ein berechtigtes Interesse an der Wegnahme hat. 

Setzt der/die Mieter/in den Gebrauch der Mietsache nach Ablauf der Mietzeit fort, so gilt das Mietverhältnis nicht als verlängert, § 545 BGB findet keine Anwendung.

§ 21 Schriftform

Andere als die in diesem Vertrag getroffenen Vereinbarungen bestehen nicht. Mündliche Nebenabreden sind nicht getroffen.

§ 22 Erfüllungsort und Gerichtsstand

Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle sich aus diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen ist

     
  § 23 Genehmigungsvorbehalt

Dieser Vertrag bedarf zu seiner Rechtskraft der kirchenaufsichtlichen Genehmigung.

§ 24 Sonstige Vereinbarungen

     
     
     
     
	Ort, Datum
	


	Vermieter/in
	
	Mieter/in



	Vermieter/in
	
	Mieter/in


Hinweis:

Für die Kirchengemeinde  unterschreiben bitte zwei Mitglieder des Kirchenvorstandes und das Dienstsiegel muss beigedrückt werden.    

Wenn das Dekanat Mietvertragspartei ist, unterschreiben bitten zwei Mitglieder des Dekanatssynodalvorstandes und das Dienstsiegel muss beigedrückt werden.             .                 

Anlage 1 des Mietvertrags

Aufstellung der Betriebskosten

Betriebskosten folgende Kosten, die dem Eigentümer oder Erbbauberechtigten durch das Eigentum oder Erbbaurecht am Grundstück oder durch den bestimmungsgemäßen Gebrauch des Gebäudes, der Nebengebäude, Anlagen, Einrichtungen und des Grundstücks laufend entstehen. Sach- und Arbeitsleistungen des Eigentümers oder Erbbauberechtigten dürfen mit dem Betrag angesetzt werden, der für eine gleichwertige Leistung eines Dritten, insbesondere eines Unternehmers, angesetzt werden könnte; die Umsatzsteuer des Dritten darf nicht angesetzt werden:

1.
die laufenden öffentlichen Lasten des Grundstücks, hierzu gehört namentlich die Grundsteuer;
2.
die Kosten der Wasserversorgung, hierzu gehören die Kosten des Wasserverbrauchs, die Grundgebühren, die Kosten der Anmietung oder anderer Arten der Gebrauchsüberlassung von Wasserzählern sowie die Kosten ihrer Verwendung einschließlich der Kosten der Eichung sowie der Kosten der Berechnung und Aufteilung, die Kosten der Wartung von Wassermengenreglern, die Kosten des Betriebs einer hauseigenen Wasserversorgungsanlage und einer Wasseraufbereitungsanlage einschließlich der Aufbereitungsstoffe; 

3.
die Kosten der Entwässerung, hierzu gehören die Gebühren für die Haus- und Grundstücksentwässerung, die Kosten des Betriebs einer entsprechenden nicht öffentlichen Anlage und die Kosten des Betriebs einer Entwässerungspumpe;

4.
die Kosten

a)
des Betriebs der zentralen Heizungsanlage einschließlich der Abgasanlage, hierzu gehören die Kosten der verbrauchten Brennstoffe und ihrer Lieferung, die Kosten des Betriebsstroms, die Kosten der Bedienung, Überwachung und Pflege der Anlage, der regelmäßigen Prüfung ihrer Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit einschließlich der Einstellung durch eine Fachkraft, der Reinigung der Anlage und des Betriebsraums, die Kosten der Messungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, die Kosten der Anmietung oder anderer Arten der Gebrauchsüberlassung einer Ausstattung zur Verbrauchserfassung sowie die Kosten der Verwendung einer Ausstattung zur Verbrauchserfassung einschließlich der Kosten der Eichung sowie der Kosten der Berechnung und Aufteilung; oder

b)
des Betriebs der zentralen Brennstoffversorgungsanlage, hierzu gehören die Kosten der verbrauchten Brennstoffe und ihrer Lieferung, die Kosten des Betriebsstroms und die Kosten der Überwachung sowie die Kosten der Reinigung der Anlage und des Betriebsraums; oder

c)
der eigenständig gewerblichen Lieferung von Wärme, auch aus Anlagen im Sinne des Buchstabens a, hierzu gehören das Entgelt für die Wärmelieferung und die Kosten des Betriebs der zugehörigen Hausanlagen entsprechend Buchstabe a; oder

d)
der Reinigung und Wartung von Etagenheizungen und Gaseinzelfeuerstätten, hierzu gehören die Kosten der Beseitigung von Wasserablagerungen und Verbrennungsrückständen in der Anlage, die Kosten der regelmäßigen Prüfung der


Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit und der damit zusammenhängenden Einstellung durch eine Fachkraft sowie die Kosten der Messungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz;

5.
die Kosten

a)
des Betriebs der zentralen Warmwasserversorgungsanlage, hierzu gehören die Kosten der Wasserversorgung entsprechend Nummer 2, soweit sie nicht dort bereits berücksichtigt sind, und die Kosten der Wassererwärmung entsprechend Nummer 4 Buchstabe a; oder

b)
der eigenständig gewerblichen Lieferung von Warmwasser, auch aus Anlagen im Sinne des Buchstabens a, hierzu gehören das Entgelt für die Lieferung des Warmwassers und die Kosten des Betriebs der zugehörigen Hausanlagen entsprechend Nummer 4 Buchstabe a; oder

c)
der Reinigung und Wartung von Warmwassergeräten, hierzu gehören die Kosten der Beseitigung von Wasserablagerungen und Verbrennungsrückständen im Innern der Geräte sowie die Kosten der regelmäßigen Prüfung der Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit und der damit zusammenhängenden Einstellung durch eine Fachkraft;

6.
die Kosten verbundener Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen

a)
bei zentralen Heizungsanlagen entsprechend Nummer 4 Buchstabe a und entsprechend Nummer 2, soweit sie nicht dort bereits berücksichtigt sind, oder

b)
bei der eigenständig gewerblichen Lieferung von Wärme entsprechend Nummer 4 Buchstabe c und entsprechend Nummer 2, soweit sie nicht dort bereits berücksichtigt sind, oder

c)
bei verbundenen Etagenheizungen und Warmwasserversorgungsanlagen entsprechend Nummer 4 Buchstabe d und entsprechend Nummer 2, soweit sie nicht dort bereits berücksichtigt sind;

7.
die Kosten des Betriebs des Personen- oder Lastenaufzugs,

hierzu gehören die Kosten des Betriebsstroms, die Kosten der Beaufsichtigung, der Bedienung, Überwachung und Pflege der Anlage, der regelmäßigen Prüfung ihrer Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit einschließlich der Einstellung durch eine Fachkraft sowie die Kosten der Reinigung der Anlage;

8.
die Kosten der Straßenreinigung und Müllbeseitigung,

zu den Kosten der Straßenreinigung gehören die für die öffentliche Straßenreinigung zu entrichtenden Gebühren und die Kosten entsprechender nicht öffentlicher Maßnahmen; zu den Kosten der Müllbeseitigung gehören namentlich die für die Müllabfuhr zu entrichtenden Gebühren, die Kosten entsprechender nicht öffentlicher Maßnahmen, die Kosten des Betriebs von Müllkompressoren, Müllschluckern, Müllabsauganlagen sowie des Betriebs von Müllmengenerfassungsanlagen einschließlich der Kosten der Berechnung und Aufteilung;

9.
die Kosten der Gebäudereinigung und Ungezieferbekämpfung,

zu den Kosten der Gebäudereinigung gehören die Kosten für die Säuberung der von den Bewohnern gemeinsam genutzten Gebäudeteile, wie Zugänge, Flure, Treppen, Keller, Bodenräume, Waschküchen, Fahrkorb des Aufzugs;

10.
die Kosten der Gartenpflege,

hierzu gehören die Kosten der Pflege gärtnerisch angelegter Flächen einschließlich der Erneuerung von Pflanzen und Gehölzen, der Pflege von Spielplätzen einschließlich der Erneuerung von Sand und der Pflege von Plätzen, Zugängen und Zufahrten, die dem nicht öffentlichen Verkehr dienen;

11.

die Kosten der Beleuchtung,

hierzu gehören die Kosten des Stroms für die Außenbeleuchtung und die Beleuchtung der von den Bewohnern gemeinsam genutzten Gebäudeteile, wie Zugänge, Flure, Treppen, Keller, Bodenräume, Waschküchen;

12.
die Kosten der Schornsteinreinigung,

hierzu gehören die Kehrgebühren nach der maßgebenden Gebührenordnung, soweit sie nicht bereits als Kosten nach Nummer 4 Buchstabe a berücksichtigt sind;

13.
die Kosten der Sach- und Haftpflichtversicherung,

hierzu gehören namentlich die Kosten der Versicherung des Gebäudes gegen Feuer-, Sturm-, Wasser- sowie sonstige Elementarschäden, der Glasversicherung, der Haftpflichtversicherung für das Gebäude, den Öltank und den Aufzug; 

14.
die Kosten für den Hauswart, 

hierzu gehören die Vergütung, die Sozialbeiträge und alle geldwerten Leistungen, die der Eigentümer oder Erbbauberechtigte dem Hauswart für seine Arbeit gewährt, soweit diese nicht die Instandhaltung, Instandsetzung, Erneuerung, Schönheitsreparaturen oder die Hausverwaltung betrifft; soweit Arbeiten vom Hauswart ausgeführt werden, dürfen Kosten für Arbeitsleistungen nach den Nummern 2 bis 10 und 16 nicht angesetzt werden;

15.
die Kosten

a)
des Betriebs der Gemeinschafts-Antennenanlage, hierzu gehören die Kosten des Betriebsstroms und die Kosten der regelmäßigen Prüfung ihrer Betriebsbereitschaft einschließlich der Einstellung durch eine Fachkraft oder das Nutzungsentgelt für eine nicht zu dem Gebäude gehörende Antennenanlage sowie die Gebühren, die nach dem Urheberrechtsgesetz für die Kabelweitersendung entstehen; oder

b)
des Betriebs der mit einem Breitbandkabelnetz verbundenen privaten Verteilanlage, hierzu gehören die Kosten entsprechend Buchstabe a, ferner die laufenden monatlichen Grundgebühren für Breitbandkabelanschlüsse;

16.
die Kosten des Betriebs der Einrichtungen für die Wäschepflege,

hierzu gehören die Kosten des Betriebsstroms, die Kosten der Überwachung, Pflege und Reinigung der Einrichtungen, der regelmäßigen Prüfung ihrer Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit sowie die Kosten der Wasserversorgung entsprechend Nummer 2, soweit sie nicht dort bereits berücksichtigt sind;

17.
sonstige Betriebskosten,

hierzu gehören Betriebskosten im Sinne des § 1, die von den Nummern 1 bis 16 nicht erfasst sind.
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